
Warum die Forderung nach einem 
bedingungslosen Grundeinkommen 
in die Irre führt
Stellungnahme vom 12. Mai 2020

Die Corona-Pandemie geht mit schweren Ein-

bußen für die Arbeiterklasse einher. Viele von

Kurzarbeit Betroffene, aber auch kleine Selb-

ständige und Erwerbslose stehen vor der Ar-

mut, anderen droht der Verlust ihres Arbeits-

platzes.  Laut  einer  ifo-Umfrage  planen  18%

der deutschen Firmen Stellen abzubauen oder

befristete  Verträge  nicht  zu  verlängern.  Von

März auf  April  ist  die  Zahl  der  Arbeitslosen

mit  über  300.000  Neumeldungen  besonders

stark  gestiegen.  Insgesamt  liegt  die  Zahl  der

Erwerbslosen in Deutschland damit nach offi-

ziellen  Angaben  bei  mehr  als  2,6  Millionen.

Dass diese Zahlen schöngerechnet werden, ist

lange bekannt. Die tatsächliche Zahl dürfte bei

etwa 3,5 Millionen Erwerbslosen liegen.

Seit  dem Ausbruch  der  Corona-Pandemie  ist

die Diskussion um das Bedingungslose Grund-

einkommen  (BGE)  wieder  in  vollem  Gange.

Laut  einer  INSA-Umfrage  sprechen sich  51%

der Deutschen für ein BGE aus. Eine Petition,

welche die Einführung des BGE fordert, ist mit

176.134  Unterzeichnern  „die  erfolgreichste

Online-Petition,  die  je  an  den  Bundestag  ge-

richtet wurde“. Viele verbinden mit dem BGE

die  Hoffnung  ihre  Existenzängste  und  ihre

Vereinzelung zu überwinden.

Was  auf  den  ersten  Blick  wie  ein  Geschenk

aussieht,  entpuppt  sich  bei  genauerem  Blick

als ein Instrument der Herrschenden zur Stei-

gerung der Profite und zur Niederhaltung der

Arbeiterklasse. Um zu verstehen wie dieses In-

strument funktioniert, müssen wir einen Blick

auf die kapitalistische Warenproduktion und

das Lohnsystem werfen.

Ausbeutung, Lohn und Reproduktion

Die  kapitalistische  Warenproduktion  basiert

auf  dem Widerspruch  zwischen Kapital  und

Arbeit.  Arbeiter  wollen  möglichst  viel  Lohn

und Freizeit, die Kapitalisten wollen möglichst

hohe Profite. Der Arbeiter verkauft dem Kapi-

talisten seine Arbeitskraft und produziert für

ihn Waren. Der Kapitalist zahlt dem Arbeiter

einen  Bruchteil  vom  Wert  dieser  Waren  als

Lohn aus und eignet sich den größten Teil, den

Mehrwert,  privat  an.  Aus  diesem  Mehrwert

schöpft der Kapitalist den Profit. Der Lohn, der

dem  Arbeiter  ausgezahlt  wird,  muss  dabei

mindestens für seine Reproduktionskosten rei-

chen – das heißt, er muss sich davon Lebens-

mittel  kaufen  können,  die  er  zur  Erhaltung

seiner Arbeitskraft benötigt. Damit dem Kapi-

talisten genug Arbeiter zur Verfügung stehen,

müssen diese genug Lebensmittel haben, um

selbst zu überleben, aber auch um ihre Kinder

großzuziehen, damit neue Arbeiter nachkom-

men. Fällt der Lohn unter die Kosten für den

Erhalt der Arbeitskraft, ist die Warenprodukti-

on und damit der Profit der Kapitalisten nicht

mehr sichergestellt.

Da die Löhne zum Teil unter dieser Grenze lie-

gen, muss der Staat einspringen und die Löh-

ne  der  Arbeiter  subventionieren.  Diesen

Zweck erfüllen zum Beispiel  das Kindergeld,
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oder  das  Aufstocken  von  niedrigen  Einkom-

men durch das Jobcenter. Der Kapitalist kann

den Arbeitern also einen geringeren Teil  des

Produzierten  Wertes  abgeben  und  so  seinen

Profit erhöhen. Finanziert wird das aus Steu-

ergeldern, die zu einem bedeutenden Teil aus

den Löhnen der Arbeiter gezahlt werden. Die

Kapitalisten eignen sich durch diese Subventi-

on aus Steuergeldern also indirekt einen Teil

des Lohns der Arbeiter an.

Die Vertreter des BGE

Die Diskussion um das Bedingungslose Grund-

einkommen ist nicht neu. In Deutschland ent-

wickelte  sie  sich  mit  der  Einführung  der

Hartz-Gesetze Mitte  der  2000er  Jahre.  Befür-

worter des BGE finden sich von reaktionären

Wirtschaftseliten  bis  ins  kommunistische

Spektrum. Auch wenn sich die vorgeschlage-

nen Modelle unterscheiden, bleibt die Grund-

idee  dieselbe:  Ein  Pauschalbetrag  für  alle,

ohne  Bedürftigkeitsprüfung  als  elementarer

Bestandteil sozialer Absicherung. Ob das BGE

dabei als Ergänzung zur bestehenden Sozial-

versicherung oder als Ersatz dienen soll, wer

es bekommen soll, wie hoch es angesetzt wird

und aus welchen Mitteln das BGE finanziert

werden  soll,  sind  hierbei  die  wesentlichen

Parameter zur Unterscheidung verschiedener

Modelle.

Dabei  steht fest,  dass  die  Mittel  für  das BGE

aus der Produktion von Waren durch mensch-

liche Arbeit stammen müssen, da dies im Ka-

pitalismus die einzige Möglichkeit ist Wert zu

schaffen.  Das  BGE  muss  also  entweder  von

den Löhnen der Arbeiter, oder aus den Profi-

ten der Kapitalisten bezahlt werden.

Befürworter der Kapitalseite schlagen vor, das

BGE über Höhere Steuern auf alltägliche Kon-

sumgüter  zu  finanzieren.  Zu  ihnen  gehören

DM-Chef  Götz  Werner,  aber  auch Investoren

großer Banken oder Hedgefonds-Manager. Sie

setzen sich dafür ein, die Kosten des BGE aus

den  Löhnen  und  nicht  aus  den  Profiten  zu

zahlen.  Es  geht  also  darum,  ähnlich  wie  es

beim Kindergeld der Fall ist, eine Lohnsubven-

tion einzuführen, die von den Arbeitern selbst

bezahlt wird. Wenn es nach den Modellen der

Unternehmer  geht,  soll  mit  der  Einführung

des  BGE  außerdem  der  Sozialstaat  einge-

stampft werden. Um eine Kranken- und Ren-

tenversicherung  müssten  sich  die  Menschen

dann privat kümmern.

Für Teile des Kapitals wäre das BGE also eine

willkommene Maßnahme. Denn im Kapitalis-

mus geht  die Steigerung der Produktivkräfte

immer mit einer Freisetzung menschlicher Ar-

beitskraft einher. Da aber Mehrwert nur aus

menschlicher Arbeit gewonnen werden kann,

sinken die Profite, wenn weniger menschliche

Arbeit in die Produktion einfließt. Um die Pro-

fite stabil zu halten, müssen die Löhne gesenkt

werden.  Das BGE soll  dafür sorgen,  dass  die

Reproduktion  der  Arbeitskraft  gewährleistet

bleibt,  während die Löhne immer weiter  ge-

senkt werden.

Linke  Befürworter  argumentieren,  ein  BGE

würde den Menschen ein selbstbestimmtes Le-

ben  ermöglichen,  da  unbezahlte  Tätigkeiten

mit  dem  BGE  entlohnt  würden.  Außerdem

würde  eine  ausreichend  hohe  Grundversor-

gung die Position der Arbeiter gegenüber den

Kapitalisten  stärken,  was  bessere  Arbeitsbe-

dingungen  und  eine  allgemeine  Verkürzung

der Arbeitszeit zur Folge hätte. Damit das BGE

nicht  von  den  Kapitalisten  genutzt  werden

kann,  um  Löhne  zu  senken  und  den  Sozial-

staat  abzubauen,  werden  verschiedene  Be-

gleitmaßnahmen  vorgeschlagen.  Dazu  gehö-

ren  ein  Gesundheitssystem,  das  allen  einen

kostenlosen Zugang garantiert, kostenlose Bil-

dung, ein kostenloser ÖPNV, eine Regulierung
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des  Wohnungsmarktes,  flächendeckend hohe

Mindestlöhne und ein Steuersystem, dass die

Steuerlast  auf  die  Reichen  verlagert.  Die

Kommunistische Partei Österreichs (KPÖ) bei-

spielsweise will das BGE durch eine „radikale

Umverteilung des vorhandenen gesellschaftli-

chen Reichtums“  finanzieren.  Wie diese  um-

fangreichen  Maßnahmen  unter  den  gegen-

wärtigen  Kräfteverhältnissen  durchgesetzt

werden sollen bleibt unklar. Klar ist aber, dass

jede noch so kleine Lücke im Regelnetz dieser

Begleitmaßnahmen dazu führen würde, dass

das BGE als Waffe des Kapitals gegen die Ar-

beiterklasse genutzt werden kann.

Das BGE eine Win-Win-Situation?

Von  vielen  Befürwortern,  auch  von  Linken,

wird das BGE als eine Win-Win-Situation für

Kapitalisten und Arbeiter dargestellt. Es wird

behauptet,  dass  mit  dem  BGE  sowohl  die

Rechte der Arbeiter gestärkt als auch die Un-

ternehmen unterstützt werden. Arbeiter sind

abgesichert und müssen nicht mehr jeden Job

annehmen,  Unternehmen  können  flexibler

planen  und  ihre  Produktion  rationalisieren,

da sie von ihren Pflichten als Arbeitgeber ent-

bunden werden. Doch diese Vorstellung igno-

riert  den  unlösbaren  Widerspruch  zwischen

Kapital  und Arbeit.  Beide  Seiten stehen  sich

mit gegensätzlichen Interessen gegenüber. Es

kann keine Lösung geben, von der beide Sei-

ten profitieren.  Entweder die Rechte der Ar-

beiter werden eingeschränkt und die Kapita-

listen steigern ihre Profite,  oder die Arbeiter

erkämpfen  sich  auf  Kosten  der  Kapitalisten

einen Teil des Mehrwerts.

Das BGE ist meist von der Vorstellung geprägt,

man könne durch parlamentarische Einfluss-

nahme auf den Staat, schrittweise in eine „be-

freite  Gesellschaft“  hineinwachsen.  Das  Kon-

zept der Partei DIE LINKE beispielsweise ver-

steht sich als „Vorschlag für eine sozioökologi-

sche Transformation hin zu einer Gesellschaft,

die kapitalistische und patriarchalische Herr-

schaftsverhältnisse  überwunden  hat“.  Attac

betrachtet das BGE als „Baustein im Transfor-

mationsprozess  mit  dem Ziel,  ein  „Gutes  Le-

ben  für  Alle“  zu  schaffen“.  Die  Vorstellung

man könne die Grundwidersprüche des Kapi-

talismus  durch  ein  staatliches  Reformpro-

gramm lösen missachtet den Klassencharakter

des  Staates  und  widerspricht  der  Tatsache,

dass der Staat in erster Linie dem Kapital und

nicht  den Menschen dient.  Von eben diesem

Staat einen umfangreichen Angriff auf die Ka-

pitalisten zu erwarten ist reine Augenwische-

rei.  Die  Forderung nach einem BGE ist  aber

nicht nur Ausdruck von Staatsillusionen, son-

dern auch davon, wissentlich die Arbeiterklas-

se entwaffnen zu wollen, indem man ihr mit

dem  Lohnkampf  ein  wichtiges  Mittel  zur

Durchsetzung ihrer Interessen nimmt.

Gleichzeitig wird die Vorstellung bedient, dass

ein menschlicher und friedlicher Kapitalismus

grundsätzlich  möglich  sei.  Doch  die  Wider-

sprüche des Kapitalismus in seinem imperia-

listischen Stadium sind notwendigerweise mit

seiner Existenz verbunden. In Anbetracht der

zerstörerischen Kriege, die der Imperialismus

nach  außen  führt  und  der  repressiven  Ab-

sicherung, die er nach innen organisiert, sind

Vorstellungen  eines  menschlichen  Kapitalis-

mus illusionär und tragen zur Desorientierung

der Arbeiterklasse bei.

Entkopplung von Arbeit und Lohn

Sowohl  Vertreter  des  Kapitals  als  auch linke

Unterstützer argumentieren, dass es eine Ent-

kopplung  von  Erwerbsarbeit  und  Existenz-

sicherung  geben  müsse.  Durch  den  Verlust

von Arbeitsplätzen sei es perspektivisch nicht

mehr möglich, die Bedürfnisse der Menschen
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über die Erwerbsarbeit zu befriedigen. Soziale

Absicherung soll  deshalb durch ein BGE aus

Steuergeldern und nicht mehr durch die Löh-

ne  gewährleistet  werden.  Das  Netzwerk  Gr-

undeinkommen, zu dem auch Attac und Katja

Kipping (MdB, DIE LINKE) gehören, argumen-

tiert,  dass ein BGE nicht nur für „Arbeitneh-

mer“ von Vorteil wäre, sondern auch für Ar-

beitgeber, da es „mehr Autonomie für Unter-

nehmerinnen und Unternehmer durch deren

Befreiung von der Verantwortung als Arbeit-

geber“  garantieren  würde.  Genau  diese  Ent-

kopplung ist  es aber,  die es den Kapitalisten

ermöglicht, die Löhne immer weiter zu senken

und  der  Arbeiterklasse  ein  zentrales  Druck-

mittel nimmt.

Kapitalisten  werden  nicht  aus  gutem  Willen

die Arbeitsbedingungen der werktätigen Mas-

sen verbessern. Um tatsächliche Verbesserung

durchzusetzen, muss Druck auf die Kapitalis-

ten ausgeübt werden, indem ihre Profite ange-

griffen werden. Dafür müssen sich die Massen

der Arbeiter organisieren und die Betriebe be-

streiken,  in  denen  die  Profite  erwirtschaftet

werden.  Den Kapitalisten,  durch ein BGE, zu

ermöglichen die  Arbeitsverhältnisse  zu flexi-

bilisieren  steht  im  Widerspruch  zu  diesem

Ziel.

Das BGE soll als universeller Heilsbringer alle

Probleme lösen und entpuppt  sich  dabei  als

die  Wunschvorstellung  den  Kapitalismus  so

lange zu reformieren bis er seine unmenschli-

che Gestalt verliert. Mehr noch: ein BGE wird

unter den gegenwärtigen Kräfteverhältnissen

als Werkzeug der Kapitalisten gegen die Arbei-

terklasse  und  ihre  Verbündeten  verwendet

werden und bietet aus diesem Grund auch kei-

ne  kurzfristige  Lösung  für  die  Corona-Krise.

Stattdessen sollten wir  Maßnahmen erkämp-

fen, die sich nicht so leicht gegen die Arbeiter-

klasse wenden lassen.

Was wir fordern sollten

Das Grundinteresse der Arbeiter ist es, die not-

wendige Arbeitszeit für alle zu reduzieren und

die Freizeit für alle zu erhöhen. Dies kann nur

in einem kollektiven Kampf gegen das Kapital

und seinen Staat erkämpft werden. Eine wich-

tige  Grundforderung  der  Arbeiterklasse  ist

deshalb die Arbeitszeitverkürzung bei vollem

Lohn-  und  Personalausgleich.  Allerdings  rei-

chen  die  Löhne  oft  kaum  zum Leben.  Wäh-

rend  die  Mieten  vielerorts  steigen,  arbeitet

fast ein Viertel der Beschäftigten im Niedrig-

lohnsektor. Das bedeutet, dass viele für Löhne

deutlich unter 2000 Euro brutto arbeiten müs-

sen. Daher steht auch die Forderung nach hö-

heren Löhnen auf der Tagesordnung. Auch die

Abschaffung von Befristungen, Leih- und Zeit-

arbeit,  aber  auch  eine  menschenwürdige

Grundsicherung für Erwerbslose ist im Sinne

der Arbeiterklasse und sollte im gemeinsamen

Kampf durchgesetzt werden. Denn durch un-

sichere Arbeitsverhältnisse und viele von Exis-

tenzängsten verunsicherte  Erwerbslose,  wird

die Arbeiterklasse erpressbar und ihre Kampf-

bedingungen verschlechtern sich.

Jede erkämpfte Verbesserung muss uns darin

schulen,  uns  gegen  die  Feinde  der  Arbeiter-

klasse zu organisieren und unsere Forderun-

gen zu schärfen. Wir dürfen uns keine Illusio-

nen machen: das Kapital und sein Staat wer-

den uns nicht helfen. Verbesserungen müssen

wir  selbst  erkämpfen.  Langfristig  bietet  nur

der Sozialismus die Möglichkeit, die Probleme

der Arbeiterklasse und ihrer Verbündeten zu

lösen.
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